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AMPLIFA EINKAUFSLEXIKON

Right to Audit: Prüfungsrechte im
Liefervertrag richtig vereinbaren und nutzen
Right to Audit bezeichnet das vertraglich vereinbarte Recht eines Einkäufers, Bücher, Unterlagen,

Prozesse und Systeme seiner Lieferanten oder Dienstleister zu prüfen. Das Prüfungsrecht schafft

Transparenz über Preise, Qualität, Compliance und Nachhaltigkeit entlang der Lieferkette. In der

Praxis entscheidet die konkrete Ausgestaltung der Klausel darüber, ob das Recht im Streitfall

tatsächlich durchsetzbar ist oder nur auf dem Papier steht.

Das Wichtigste in Kürze
• Right to Audit ist ein vertragliches Prüfungsrecht gegenüber Lieferanten, Dienstleistern oder

Auftragsfertigern.

• Typische Prüfungsfelder sind Aufschlüsselung von Kosten, Preisanpassungen, Qualität, Compliance

und Nachhaltigkeitsdaten.

• In der Praxis werden Auditklauseln häufig mit Ankündigungsfristen von 10 bis 30 Werktagen, einem

Prüfzyklus von ein- bis zweimal jährlich und einer Geheimhaltungsvereinbarung kombiniert.

• Die Kostenverteilung variiert: Findet die Prüfung wesentliche Abweichungen, trägen häufig die

Lieferanten die Auditkosten.

• Ohne klar definierten Umfang, Zutrittsrechte und Eskalationsmechanismen ist das Prüfungsrecht

kaum durchsetzbar.

• Das Right to Audit ergänzt operative Instrumente wie Expediting oder Lieferantenaudits und ist fester

Bestandteil eines professionellen Einkaufshandbuchs.

Definition: Right to Audit
Right to Audit (deutsch: Prüfungsrecht oder Auditierungsrecht) ist eine Vertragsklausel, die dem Käufer

das Recht einräumt, geschäftliche Unterlagen, Systeme und Prozesse des Vertragspartners zu

überprüfen. Es ist vom einseitigen Auditing im Rahmen der Lieferantenqualifizierung zu unterscheiden,

weil es einen vertraglichen Anspruch mit definierten Rechten und Pflichten beider Seiten begründet. Die

Klausel ist besonders relevant bei langfristigen Rahmenverträgen, Cost-plus-Vereinbarungen,

Lohnfertigung und Dienstleistungs-verträgen mit komplexen Vergütungsmodellen.

Abgrenzung zu anderen Prüfungsformaten

Das Right to Audit ist nicht identisch mit einem Lieferantenaudit nach Qualitätsnormen oder mit

operativem Expediting, das den_terminkonformen Lieferfortschritt überwacht. Es ist auch abzugrenzen

von der regulären Marktbeobachtung, die Preise und Anbieter external bewertet, ohne Einblick in die

Bücher des Vertragspartners zu erhalten. Das Prüfungsrecht zielt stattdessen auf verifizierbare interne

Daten des Vertragspartners, etwa Kostenaufstellungen, Stunden-sätze, Materialnachweise oder

Zertifikate.
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Typische Anwendungsfälle im Einkauf

In der Praxis kommt das Right to Audit vor allem bei Preisgleit-klauseln, Indexierungen,

Target-Costing-Vereinbarungen und offenen Buchführungen (Open Book) zum Einsatz. Ebenso relevant

ist es bei Subunternehmerketten, bei denen der Einkäufer wissen muss, wer tatsächlich fertigt, um

Risiken wie Grey-Market-Beschaffung oder unzulässige Verlagerung zu erkennen. Auch

Nachhaltigkeits- und Compliance-themen, etwa eine Restricted Substances List (RSL) oder die Prüfung

von ESG-Daten, werden zunehmend über Audit-klauseln abgesichert.

Vertragliche Ausgestaltung: Was die Klausel regeln muss
Eine wirksame Auditklausel ist mehr als ein Satz im General Agreement. Sie muss Umfang, Verfahren,

Fristen und Konsequenzen präzise definieren, sonst verläuft sich das Prüfungsrecht in Verhandlungen

oder ist vor Gericht nicht durchsetzbar. Wichtige Regelungsinhalte lassen sich in fünf Bausteine

zusammenfassen.

Umfang und Prüfungsfelder

Die Klausel sollte explizit benennen, welche Unterlagen und Systeme geprüft werden dürfen:

Kalkulationen, Lohn- und Materialnachweise, Qualitätsdaten, Zertifikate, Sublieferanten-listen sowie

Nachweise zu Arbeitsschutz und Umwelt. Einbezogen werden häufig auch_weitere Standorte und

zuliefernde Betriebe, soweit sie für die vertragliche Leistung relevant sind. Pausale Formulierungen wie

„alle Unterlagen“ führen erfahrungsgemäß zu Konflikten und sollten durch einen konkreten Katalog

ersetzt werden.

Verfahren, Fristen und Zutrittsrechte

Praxisüblich sind eine schriftliche Ankündigung mit einer Frist von 10 bis 30 Werktagen, eine

Begrenzung auf ein- bis zweimal jährlich sowie die Verpflichtung zur Geheimhaltung nach bekanntem

Standard. Zusätzlich geregelt werden sollten Zutrittsrechte zu Werken, Einsicht in digitale Systeme wie

das Supplier Portal des Lieferanten und das Recht, einen unabhängigen Dritten (beispielsweise eine

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft) zu beauftragen. Die Klausel sollte auch festlegen, welche Sprache und

welcher Zeitrahmen für die Bereitstellung der Unterlagen gilt.

Kosten, Ergebnisverwertung und Konsequenzen

Häufig trägt der Käufer die Auditkosten, sofern keine wesentlichen Abweichungen gefunden werden; ab

einer definierten Abweichungsschwelle, in der Praxis oft etwa 2 bis 5 Prozent des Prüfvolumens,

übernimmt häufig der Lieferant die Kosten und erstattet überhöhte Forderungen zurück. Die Klausel

sollte außerdem regeln, dass Prüfergebnisse nicht zu diskriminierenden Zwecken verwendet werden,

bei schweren Verstößen aber Kündigungs- und Vertragsstrafen-rechte auslösen können. Rechtliche

Details wie die Zulässigkeit von Vertragsstrafen sollten im Einzelfall juristisch geprüft werden.

Methoden und Vorgehen in der Prüfungspraxis
Ein Right to Audit entfaltet seinen Wert erst durch ein strukturiertes Vorgehen. Ad-hoc-Prüfungen ohne

Plan und Protokoll erzeugen Reibung und liefern selten belastbare Ergebnisse. Bewährt hat sich ein

standardisierter Auditprozess, der im Einkaufshandbuch des Unternehmens verankert ist.

Planung und Ankündigung

Am Beginn steht die Auswahl des Prüfungsfokus: Kostenstruktur bei Gleitpreisklauseln, Qualitätsdaten
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nach wiederholten Reklamationen oder Compliance-Nachweise im Rahmen der Liefer-bewertung. Die

Ankündigung erfolgt schriftlich mitScope, Zeit-plan und Teilnehmerliste, idealerweise über das etablierte

Supplier Portal, damit Anfragen und Antworten dokumentiert sind. Ein Vorab-fragebogen reduziert den

Vor-Ort-Aufwand und signalisiert Professionalität.

Durchführung und Dokumentation

Während der Prüfung werden Stichproben aus definierten Zeiträumen gezogen, Belege mit den

vertraglichen Vereinbarungen abgeglichen und Abweichungen sofort protokolliert. Bei messbaren

Prüftagen, etwa zur Wiederholgenauigkeit von Messmitteln, kommen Methoden wie Gage R&R zum

Einsatz, um die Messsystemanalyse selbst belastbar zu machen. Wichtig ist eine gemeinsame

Abschlussbesprechung, in der Feststellungen vom Lieferanten bestätigt oder kommentiert werden – das

verhindert spätere Streitigkeiten über den Prüfbefund.

Nachbereitung und Maßnahmenverfolgung

Der Prüfbericht wird mit Fristen und Verantwortlichen versehen und in den Freigabe-Workflow für

corrective actions eingebunden. Offene Punkte fließen in die Lieferantenbewertung ein und wirken sich

typischerweise auf das PPM-Ziel Lieferant sowie auf künftige Volumenvergaben aus. Bei

schwerwiegenden Findings kann das Right to Audit auch Trigger für eine Lieferantenkonsolidierung oder

eine Neuvergabe über ein Request for Proposal (RFP) sein.

Wichtige KPIs und Kennzahlen rund um das Right to Audit
Auch Prüfungsrechte lassen sich steuern und messen. Die folgenden Kennzahlen helfen, Wirksamkeit

und Effizienz des Auditprozesses zu beurteilen und gegenüber der Geschäftsführung zu rechtfertigen.

Prozesskennzahlen

Zentrale Messgrößen sind die Anzahl durchgeführter Audits pro Jahr, die Termintreue der Lieferanten

bei der Unterlagenbereitstellung und die Dauer von Ankündigung bis Bericht. In der Praxis liegen

durchschnittliche Durchlaufzeiten für kleinere Audits häufig bei vier bis acht Wochen. Eine hohe Quote

terminierter Audits deutet auf eine funktionierende Verankerung in Rahmenverträgen hin.

Ergebniskennzahlen

Fachlich aussagekräftig sind die Abweichungsquote (gefundene Mehrforderungen im Verhältnis zum

geprüften Volumen), der Anteil kritischer Findings und der Anteil fristgerecht geschlossener

Maßnahmen. Auch die Wirkung auf die Lieferantenbewertung ist messbar: Verbessert sich das

PPM-Ziel Lieferant nach einem Qualitäts-audit messbar, belegt das den Prozessnutzen. Bei

Compliance- und Nachhaltigkeitsprüfungen liefern ESG Risk Rating und Kennzahlen nach GRI

Standards ergänzende Anhaltspunkte für die Risikobewertung.

Risiken und Kontrollen: Grenzen des Prüfungsrechts
Das Right to Audit ist kein Allheilmittel. Es stößt an rechtliche, praktische und relationale Grenzen, die

Einkäufer kennen müssen, um realistische Erwartungen zu formulieren und Gegenmaßnahmen zu

ergreifen.

Rechtliche und vertragliche Grenzen

Mitgliedsdaten, Drittgeheimnisse und gesetzlich geschützte Informationen unterliegen nicht ohne



Amplifa Marketplace · Einkaufslexikon amplifa-marketplace.com/lexikon/right-to-audit

Weiteres der Einsicht; zudem können Kartell- und Datenschutzrecht Grenzen setzen. Bei ausländischen

Lieferanten kommen lokale Rechtsordnungen hinzu, die ausländische Auditrechte erschweren oder

faktisch leerlaufen lassen. Die Klausel sollte daher immer einen Hinweis enthalten, dass Prüfungen im

Rahmen der geltenden Gesetze erfolgen, und im Streitfall auf ein definiertes Eskalationsverfahren

verweisen.

Praktische Hürden und Lieferantenwiderstand

Viele Lieferanten gewähren Einsicht nur zögerlich, verlangen Aufwandspauschalen oder liefern Daten in

unbrauchbarer Form. Gegensteuer bieten klare Vertragsstrafen, die Verknüpfung mit Zahlungszielen im

Zahlungsplan und die Androhung von Volumenverschiebungen. Auch die Drohung einer Eskalation über

die eigene Geschäftsführung hinweg ist in der Praxis häufig wirksamer als die reine Vertragsauslegung.

Verhältnis zur Lieferantenpartnerschaft

Zu aggressiv gehandhabte Audits belasten die Zusammenarbeit und können gute Lieferanten

verprellen. Sinnvoll ist eine Risikosegmentierung: Das volle Prüfungsrecht bleibt kritischen und

strategischen Lieferanten vorbehalten, während einfache Katalogteile über standardisierte

Selbstauskünfte im Supplier Portal abgedeckt werden. Diese Differenzierung entspricht einer sauberen

Marktsegmentierung im Einkauf und schützt die Beziehung, ohne Transparenz aufs Spiel zu setzen.

Aktuelle Entwicklungen: Compliance, Nachhaltigkeit und
Digitalisierung
Die Bedeutung des Right to Audit wächst. Lieferkettengesetze, Nachhaltigkeitsberichts-pflichten und

zunehmend digitale Lieferketten erweitern den klassischen Fokus von Kosten und Qualität hin zu

umfassender Wertschöpfungs-transparenz.

Nachhaltigkeit und Lieferkettengesetze

Regulatorische Anforderungen verlangen Nachweise über Arbeits- und Umweltbedingungen in der

gesamten Lieferkette – auch bei Sublieferanten. Auditklauseln sind das zentrale Instrument, um diese

Nachweise verlangen und verifizieren zu können. Themen wie eine Restricted Substances List (RSL),

Recycling- und Verpackungsanforderungen oder die PPWR Konformitätserklärung für Verpackungen

werden increasingly über Prüfrechte abgesichert. Die Berichts- und Nachweispflichten im Einzelfall

sollten juristisch geprüft werden.

Digitalisierung des Auditprozesses

Digitale Lieferantenportale, geteilte Dashboards und standardisierte Datenformate reduzieren den

Aufwand klassischer Vor-Ort-Audits. Statt vollständiger Bücher Einsicht zu nehmen, vereinbaren viele

Unternehmen kontinuierliche Datenlieferungen, etwa Qualitäts- und Compliance-Daten über ein

Supplier Portal; das physische Audit wird zur Ausnahme bei Auffälligkeiten. Remote-Audits per

Videodokumentation haben sich als ergänzendes Format etabliert, ersetzen aber bei sensiblen Themen

nicht die Vor-Ort-Prüfung.

Right to Audit entlang der gesamten Wertschöpfungskette

Zunehmend verlangen auch Kunden gegenüber ihren Zulieferern nachgelagerte Audit-rechte, sodass

Prüfungsrechte in Ketten weitergegeben werden (Flow-down-Klauseln). Einkäufer sollten daher prüfen,

welche Auditpflichten sie selbst aus Kundverträgen tragen und diese konsistent an ihre Lieferanten
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weiterreichen. Ein koordiniertes Vorgehen verhindert, dass derselbe Lieferant mehrfach pro Jahr von

verschiedenen Prüfern überlagert wird – ein bekanntes Effizienzproblem, das sich durch gemeinsame

Audits und Lieferantenkonsolidierung reduzieren lässt.

Typische Kennzahlen
Audittermintreue Lieferanten: > 90 %
Anteil fristgerecht durchgeführter bzw. unterlagen-bereitgestellter Audits

Abweichungsquote: 1–3 %
Gefundene überhöhte Forderungen bezogen auf geprüftes Volumen; typischer Richtwert

Maßnahmen-Abschlussquote: > 90 %
Fristgerecht geschlossene corrective actions aus Audits

Durchlaufzeit Audit: 4–8 Wochen
Von Ankündigung bis Abschlussbericht, abhängig vom Prüfungsumfang

Praxisbeispiel
Ein mittelständischer Maschinenbauer bezieht Baugruppen von einem Lohnfertiger nach einer

Cost-plus-Vereinbarung mit Materialzuschlagsklausel. Nach zwei Jahren steigt die Reklamations-quote,

und die Materialpreise erscheinen über Marktniveau. Über das vereinbarte Right to Audit verlangt der

Einkäufer Einsicht in Materialbelege, Kalkulationen und die Sublieferantenliste. Die Prüfung ergibt eine

nicht weitergegebene Preisreduktion eines Vormaterials sowie die unangekündigte Verlagerung zweier

Fertigungsschritte zu einem Sublieferanten ohne qualifizierte Erstzulassung.

• Ankündigung des Audits mit definiertem Umfang und 20 Werktagen Frist über das Supplier Portal

• Stichprobenprüfung von Materialbelegen und Lohnnachweisen über 18 Monate durch eine externe

Prüfungsgesellschaft

• Erstattung der überhöhten Materialkosten und Anpassung der Gleitpreisklausel mit klarer

Bezugsbasis

• Aufnahme der Sublieferanten in den Freigabe-Workflow und Verknüpfung der Findings mit dem

PPM-Ziel Lieferant

Fazit
Das Right to Audit ist ein mächtiges, aber häufig unterschätztes Instrument des Einkaufs. Sein Wert

hängt weniger vom Vorhandensein der Klausel ab als von ihrer konkreten Ausgestaltung: klarer Umfang,

definierte Fristen, Kostenteilung und Konsequenzen bei Findings. Wer Prüfungsrechte risikobasiert

einsetzt, digital unterstützt und in Lieferantenbewertung sowie Einkaufshandbuch integriert, gewinnt

Transparenz ohne die Partnerschaft zu beschädigen. In Zeiten wachsender Compliance- und

Nachhaltigkeitsanforderungen wird das Prüfungsrecht vom Kostenthema zum unverzichtbaren

Kontrollinstrument der gesamten Lieferkette.

Häufige Fragen

Was bedeutet Right to Audit im Einkauf?

Right to Audit ist das vertragliche Recht eines Einkäufers, Bücher, Unterlagen, Prozesse und Systeme

seines Lieferanten oder Dienstleisters zu prüfen. Es wird typischerweise in Rahmenverträgen,
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Cost-plus-Vereinbarungen und Dienstleistungsverträgen vereinbart. Ziel sind Transparenz über Kosten,

Qualität und Compliance sowie die Absicherung gegen Überforderungen.

Was sollte eine Right-to-Audit-Klausel enthalten?

Wesentlich sind der definierte Umfang der prüfbaren Unterlagen, Ankündigungs- und Prüffristen,

Zutrittsrechte inklusive Sublieferanten, Geheimhaltung, Kostenteilung und Konsequenzen bei

Abweichungen. Auch die Zulassung unabhängiger Dritter und ein Eskalationsverfahren gehören in die

Klausel. Ohne diese Details ist das Prüfungsrecht in der Praxis häufig kaum durchsetzbar.

Wie oft kann ein Right to Audit durchgeführt werden?

In der Praxis haben sich ein- bis zweimal jährlich je Vertragspartner etabliert, ergänzt durch

anlassbezogene Audits bei Auffälligkeiten wie erhöhten Reklamations- oder PPM-Werten. Häufigere

Prüfungen sollten nur bei schwerwiegenden Findings oder vertraglich besonders begründet vereinbart

werden. Die genaue Frequenz ist Verhandlungssache und hängt vom Risikoprofil des Lieferanten ab.

Wer trägt die Kosten eines Audits beim Lieferanten?

Üblich ist, dass der Käufer die Auditkosten trägt, solange keine wesentlichen Abweichungen gefunden

werden. Ab einer definierten Schwelle – häufig etwa 2 bis 5 Prozent des geprüften Volumens –

übernimmt in der Praxis häufig der Lieferant die Kosten und erstattet überhöhte Forderungen zurück.

Die konkrete Regelung sollte ausdrücklich im Vertrag stehen.

Kann ein Lieferant das Prüfungsrecht verweigern?

Eine einseitige Verweigerung ist bei klar formulierter Klausel regelmäßig Vertragsbruch und kann

Kündigungs- oder Vertragsstrafenrechte auslösen. Grenzen ergeben sich jedoch aus gesetzlich

geschützten Informationen, Datenschutz und Drittgeheimnissen sowie bei ausländischen

Rechtsordnungen. Streitfälle sollten über ein im Vertrag definiertes Eskalationsverfahren gelöst werden;

rechtliche Fragen sind im Einzelfall zu prüfen.

Welche Rolle spielt das Right to Audit bei Nachhaltigkeit und Compliance?

Lieferkettengesetze und Nachhaltigkeitsberichtspflichten erfordern Nachweise über Arbeits-, Umwelt-

und Produktstandards entlang der Lieferkette, die nur über vertragliche Prüfungsrechte verifizierbar

sind. Auditklauseln decken Themen wie eine Restricted Substances List, Konformitätserklärungen oder

ESG-Daten ab. Die konkreten Pflichten im Einzelfall sollten juristisch geprüft werden.


